
OSTBELGIEN (DIE DEUTSCHSPRACHIGE
GEMEINSCHAFT) IM FÔDERALEN BELGIEN



\~zBelgien entwickelte sich seit den 1970er Jahren 
von einem Einheitsstaat zu einem Staat mit aner- 
kannten Gemeinschaften und Regionen. Auch die 
deutschsprachigen Belgier erhielten bei dieser Ent- 
wicklung ihren Platz im belgischen Staatsgefüge. 
Doch welche Einflussmôglichkeiten existierten für 
die kleine Minderheit? Wie entwickelten sich ihre 
Forderungen? Schenkte man ihren Wünschen in 
Brüssel und Namur Gehôr?



Einleitung

Im vorliegenden Beitrag behandeln wir die Rolle und die 
Stellung Ostbelgiens im belgischen Fôderalisierungsprozess 
ab 1970.1 Er zielt darauf ab, einerseits die Rolle der Deutsch- 
sprachigen Gemeinschaft - oder, allgemeiner, der deutsch- 
sprachigen Politiker - in der Entwicklung Belgiens von 
einem Zentralstaat zu einem Staat mit anerkannten Ge- 
meinschaften und Regionen zu analysieren und anderer- 
seits auf ihre Stellung im fôderalen Belgien einzugehen.

Zunâchst werden wir die erstgenannte Thematik be- 
trachten: Welchen Einfluss hatten die deutschsprachigen 
Politiker im Fôderalisierungsprozess? Dies betrifft die Mit- 
wirkung auf fôderaler Ebene sowohl bei institutionellen 
Aspekten bzgl. der Organisation und der Funktionsweise 
der Teilstaaten als auch bei materiellen Aspekten bzgl. der 
Zustândigkeiten, die den Teilstaaten übertragen werden.

Letztere Thematik behandeln wir im zweiten Teil des Bei- 
trags: Welche rechtliche Stellung kam oder kommt der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft zu verschiedenen Zeit- 
punkten in diesem Prozess zu? Analysiert wird also das Sta­
tut der Deutschsprachigen Gemeinschaft (hiernach in der 
Regel: DG), das wir im Flinblick auf seine Besonderheiten 
gegenüber den anderen Teilstaaten untersuchen werden. 
Gleichzeitig bietet der zweite Teil unseres Beitrags uns auch 
die Gelegenheit, auf die Beziehungen zwischen der DG und 
der Wallonischen Région einzugehen, die einen nicht un- 
betrâchtlichen Einfluss auf die Handlungsmôglichkeiten 
der DG haben.

Beide Fragen werden von einer juristischen Perspektive 
aus untersucht. Diese Perspektive schlietët nicht aus, dass 
wir - in Anwendung einer kontextuellen Méthode - auch 
andere Faktoren, darunter vor allem historische und politi- 
sche, mit einbeziehen. Insbesondere werden wir u. a. an- 
hand von parlamentarischen Dokumenten versuchen, die 
Forderungen der deutschsprachigen Politiker im Bereich 
der soeben genannten Fragen aufzuzeigen und ihren etwa- 
igen Einfluss zu beleuchten. Ebenfalls werden wir auf die 
diesbezüglichen Stellungnahmen der zustândigen Entschei- 
dungstrâger eingehen.

Die Komplexitât des Themas macht es notwendig, ein- 
führend eine kurze und teils vereinfachte Übersicht der bel­

gischen Fôderalstaatsstruktur zu liefern, die als Grundlage 
für den Beitrag und den gesamten Band dienen kann.

Aus den ersten Artikeln der belgischen Verfassung geht 
hervor, dass das Kônigreich Belgien ein Bundesstaat - oder, 
nach belgischer Rechtsterminologie, ein „Fôderalstaat‘‘ - 
ist.2 Zusammengefasst handelt es sich dabei um eine Regie- 
rungsform, in der neben einer Bundesbehôrde, die für das 
gesamte Staatsgebiet zustândig ist, auch Teilstaaten beste- 
hen. Letztere verfügen über eine mehr oder weniger ausge- 
prâgte Autonomie und üben die Zustândigkeiten, die ihnen 
zukommen, in bestimmten Teilen des Staatsgebiets aus.

Auf institutioneller Ebene kennzeichnet sich der belgi- 
sche Fôderalismus vor allem dadurch, dass neben der Fôde- 
ralbehôrde zwei Arten von Teilstaaten bestehen. Es handelt 
sich dabei um die Gemeinschaften (die Flâmische Gemein­
schaft, die Franzôsische Gemeinschaft und die Deutsch- 
sprachige Gemeinschaft) und um die Regionen (die 
Wallonische Région, die Flâmische Région und die Région 
Brüssel-Hauptstadt).

Sowohl die Fôderalbehôrde als auch die Gemeinschaften 
und Regionen verfügen über die gesetzgebende und die aus- 
führende Gewalt, die sie durch ein gewâhltes Parlament 
und eine Regierung auf ihrem Territorium ausüben. Im Fol- 
genden werden wir uns vor allem der Fôderalregierung, 
dem fôderalen Parlament - zusammengesetzt aus der Abge- 
ordnetenkammer und dem Sénat -, der Regierung und dem 
Parlament der Wallonischen Région sowie der Regierung 
und dem Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft 
zuwenden.

Bei der Zustândigkeitsverteilung gilt der sogenannte Aus- 
schlieElichkeitsgrundsatz, der zur Folge hat, dass eine be- 
stimmte materielle Zustândigkeit an einer bestimmten 
Stelle des Staatsgebiets nur durch einen bestimmten Ge- 
setzgeber ausgeübt werden darf.3 Die Normen, die die Fôde­
ralbehôrde und die Teilstaaten in der Ausübung ihrer 
jeweiligen Zustândigkeiten verabschieden, haben die glei- 
che Rechtskraft.4 Es gibt also im belgischen Fôderalismus 
keine Normenhierarchie zwischen den Rechtsbestimmun- 
gen des Bundes und der Teilstaaten, wie dies beispielweise 
in der Bundesrepublik Deutschland der Fall ist („Bundes- 
recht bricht Landesrecht").
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Die Fôderalbehôrde Die drei Regionen

Die Fôderalbehôrde übt ihre Zustândigkeiten auf dem ge- 
samten belgischen Staatsgebiet aus. Neben Zustândigkei­
ten, die ihr ausdrücklich von der Verfassung oder von 
Gesetzen zugesprochen werden, besitzt sie auch die Residu- 
alzustandigkeit. Diese ermôglicht es ihr, aile Bereiche zu 
regeln, die nicht ausdrücklich in die Zustândigkeiten der 
Gemeinschaften und Regionen fallen.5 Ohne hier tiefer auf 
diese Unterscheidung einzugehen, kann man hervorheben, 
dass die Fôderalbehôrde beispielsweise ausgedehnte Zu­
stândigkeiten in der Justiz, der Sicherheit, der Asylpolitik 
oder der Geldpolitik hat.6 Für den vorliegenden Beitrag ist 
vor allem wichtig, dass die meisten institutionellen Angele- 
genheiten - also u. a. die Organisation der Teilstaaten und 
die Zustândigkeitsverteilung im fôderalen Belgien - auf fô- 
deraler Ebene geregelt werden.

Die ôrtliche Zustândigkeit der Wallonischen und der Flâ- 
mischen Région orientiert sich an der Aufteilung des Lan­
des in Provinzen. So ist die Flâmische Région in den 
Provinzen Antwerpen, Flâmisch-Brabant, West- und Ost- 
flandern sowie Limburg zustândig. Die Zustândigkeit der 
Wallonischen Région betrifft die Provinzen Wallonisch- 
Brabant, Hennegau, Namur, Luxemburg und Lüttich. Da- 
mit ist die Wallonische Région auch für das deutsche 
Sprachgebiet zustândig, das bekanntermaRen zur Provinz 
Lüttich gehôrt. Die Région Brüssel-Hauptstadt ist im gleich- 
namigen (provinzfreien) Verwaltungsbezirk zustândig.

Zusammengefasst verfügen die Regionen vor allem über 
sozioôkonomische und râumliche Zustândigkeiten,7 wie 
zum Beispiel Raumordnung, Umwelt- und Naturschutz, 
Wasserpolitik, Landwirtschaft, lândliche Erneuerung, 
Wohnungswesen, Wirtschaft, Beschâftigungspolitik, ôf- 
fentliche Arbeiten und Nahverkehr.

Der Belgische Fôderalstaat bestehend aus Gemeinschaften und Regionen.
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Die drei Gemeinschaften

Die territoriale Zustândigkeit der Gemeinschaften wird 
durch die 1963 geschaffenen Sprachgebiete bestimmt. Die 
Franzôsische Gemeinschaft ist im franzôsischen Sprachge- 
biet und im zweisprachigen Gebiet Brüssel-Hauptstadt zu- 
stândig. In letztgenanntem Gebiet sowie im 
niederlândischen Sprachgebiet übt auch die Flâmische Ge­
meinschaft ihre Zustândigkeiten aus. Im Gebiet Brüssel- 
Hauptstadt hângt die Zustândigkeit der Franzôsischen und 
der Flâmischen Gemeinschaft jeweils von der sprachlichen 
Zugehôrigkeit der von der Regelung betroffenen Einrich- 
tungen (Schule, Bibliothek, Muséum etc.) ab. Bei der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft, die nicht im Gebiet 
Brüssel-Hauptstadt befugt ist, ist die territoriale Zustândig­
keit demnach einfacher: Sie ist (nur) im deutschen Sprach­
gebiet befugt, welches die neun deutschsprachigen 
Gemeinden umfasst. Dabei darf nicht vergessen werden, 
dass es in Belgien ebenfalls Gemeinden mit sogenannten 
Spracherleichterungen gibt, in denen Zustândigkeiten zwar 
i. d. R. durch die zustândigen Gebietseinheiten ausgeübt 
werden, in denen die Verwaltungen im Kontakt mit den 
Bürgern aber die Sprache verwenden müssen, in der sich der 
Bürger an sie richtet. So bestehen solche Spracherleichte­
rungen in allen neun Gemeinden des deutschen Sprachge- 
biets. Franzôsischsprachige Bürger haben somit dort das 
Recht, sich auf Franzôsisch an ihre Gemeinde zu wenden 
und auch in dieser Sprache von ihr eine Antwort zu erhal- 
ten.

Die Zustândigkeiten der Gemeinschaften betreffen die 
kulturellen Angelegenheiten, wie z. B. den Schutz der Spra­
che, das Unterrichtswesen, verschiedene Aspekte des Spra- 
chengebrauchs sowie die sogenannten personenbezogenen 
Angelegenheiten. Letztere betreffen verschiedene Aspekte 
der Gesundheitspolitik, z. B. die Politik der Pflegeleistung 
in Altenheimen, und den Personenbeistand, z. B. den Ju- 
gendschutz.

Der Fôderalisierungsprozess

Der belgische Fôderalismus wird als zentrifugaler Fôdera- 
lismus bezeichnet.8 Damit verweist man auf die Tatsache, 
dass der belgische Staat sich in einer dissoziativen Dynamik 
vom Einheitsstaat zu einem Fôderalstaat entwickelt hat, in 
dem Zustândigkeiten vom Zentralstaat auf Gliedstaaten 
übertragen werden, denen (mehr oder weniger ausgeprâgte)

Die Einsetzung der ersten Regierung der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft am 30. Januar 1984 in Eupen.

Autonomie gewâhrt wird. Auf verfassungsrechtlicher Ebene 
begann dieser Prozess 1970 mit der ersten Staatsreform und 
wurde anschlieftend in fünf weiteren Staatsreformen ver- 
tieft und fortgeführt (1980,1988,1993, 2001, 2014).9

Die Entscheidungen, die die belgische Staatsstruktur und 
die Zustândigkeiten der Gliedstaaten betreffen, werden auf 
fôderaler Ebene getroffen. In der Regel sind sie Teil der poli- 
tischen Verhandlungen, die einer Regierungsbildung vor- 
hergehen. Genau wie bei der Regierungsbildung werden die 
Verhandlungen über eine môgliche Staatsreform meist 
durch Vertreter der flâmischen und frankophonen Parteien 
geführt, die an einer zukünftigen Regierung beteiligt sind. 
Es handelt sich dabei um einen Ausdruck der Bipolaritât des 
belgischen Fôderalismus, bei dem fast ausschlieftlich flâmi­
sche und frankophone Forderungen artikuliert werden. 
Dies ist auch so, weil der Anteil der deutschsprachigen Be- 
vôlkerung bei nur rund 0,7 Prozent der Gesamtbevôlkerung 
(11,5 Mio.) liegt.

Es besteht jedoch für die deutschsprachigen Politiker die 
Môglichkeit, auf indirekte Art politischen Einfluss auf die 
Verhandlungen zur Staatsreform auszuüben. Man denke 
beispielsweise an die Anwesenheit von mehreren deutsch­
sprachigen Politikern in den Vorstânden frankophoner Par­
teien10 oder auch die vom Parlament der DG verabschiedeten 
Resolutionen und Stellungnahmen, die uns noch im weite­
ren Verlauf des Kapitels beschâftigen werden.

Die auf politischer Ebene getroffenen Vereinbarungen 
müssen anschlieRend auf rechtlicher Ebene umgesetzt wer-
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den Dies geschieht insbesondere durch Verfassungsrevisio- 
nen und Abânderungen verschiedener institutioneller 
Gesetze, darunter das Sondergesetz vom 8. August 1980 zur 
Reform der Institutionen (hiernach: das Sondergesetz) und 
das Gesetz über institutionelle Reformen für die Deutsch- 
sprachige Gemeinschaft vom 31. Dezember 1983.11 Audi 
wenn das Sondergesetz die Deutschsprachige Gemeinschaft 
nicht direkt betrifft - sondern die Wallonische und die Flâ- 
mische Région sowie die Franzôsische und die Flâmische 
Gemeinschaft -, ist es dennoch wichtig für den deutsch- 
sprachigen Gliedstaat. In vielen Fâllen verweist das Gesetz 
über institutionelle Reformen für die Deutschsprachige 
Gemeinschaft nâmlich hierauf, so beispielsweise bei der 
Auflistung der Gemeinschaftszustândigkeiten. Das hat zur 
Folge, dass eine Abânderung der Gemeinschaftszustândig­
keiten, die im Sondergesetz aufgeführt sind, im Prinzip 
auch indirekt einen Einfluss auf die Situation der Deutsch- 
sprachigen Gemeinschaft hat.

Dabei verlâuft das Verfahren zur Verfassungsabânderung 
in Belgien seit der Staatsgründung nach einem in der Ver- 
fassung (Art. 195, früher Art. 131) festgelegten Verfahren: 
Die gesetzgebende Gewalt gibt bestimmte Verfassungsarti- 
kel zur Abânderung frei. Diese Beschlussfassung hat die 
automatische Auflôsung des Parlaments zur Folge, und es 
kommt zu Neuwahlen. Die neugewâhlte Legislative ent- 
scheidet dann darüber, ob und in welcher Weise die be- 
nannten Verfassungsartikel abgeândert werden. Für die 
Verabschiedung der neuen Verfassungsbestimmungen be- 
darf es in beiden Kammern der Anwesenheit von mindes- 
tens zwei Dritteln ihrer Mitglieder sowie einer Mehrheit 
von mindestens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen.

Das Verabschieden (oder Abândern) eines Sondergesetzes 
ist noch strengeren Mehrheitsvoraussetzungen unterwor- 
fen. So kann ein Sondergesetz nur dann abgeândert wer­
den, wenn:

- die Mehrheit der Mitglieder der niederlândischen und 
der franzôsischen Sprachgruppen der Kammer und des Sé­
nats anwesend sind;

- die Stimmenmehrheit in den beiden Sprachgruppen ei­
ner jeden Kammer erreicht wird;

Die neue Regiermgskonstellation bestehend aus der Sozialisti- 
schen Partei, der Partei für Freiheit und Fortschritt und Ecolo 
im Jahr 1999 war eine wichtige Wegmarke in der politischen 

Geschichte der Deutschsprachigen Gemeinschaft.

- die Gesamtzahl der Jastimmen aus beiden Sprachgrup­
pen zwei Drittel der in einer jeden Kammer abgegebenen 
Stimmen erreicht.12

Die Abânderung des Gesetzes über institutionelle Refor­
men für die Deutschsprachige Gemeinschaft erfordert 
keine solche Sondermehrheit, obliegt jedoch dem strikten 
Zweikammersystem, in dem Kammer und Sénat mit einer 
einfachen Mehrheit über einen Abânderungsvorschlag bzw. 
-entwurf abstimmen.13 Die Zusammensetzung der Institu­
tionen, die mit der rechtlichen Umsetzung einer Staatsre- 
form betraut sind, spielt eine nicht unwesentliche Rolle bei 
der Bipolaritât des grundlegenden Fôderalisierungsprozes- 
ses auf fôderaler Ebene. Sowohl die Fôderalregierung als 
auch das Fôderalparlament setzen sich rechtlich betrachtet 
ausschlieftlich aus niederlândisch- und franzôsischsprachi- 
gen Politikern zusammen.

So sieht Artikel 99 Absatz 2 der Verfassung vor, dass „[...] 
der Ministerrat ebenso viele niederlândischsprachige wie 
franzôsischsprachige Minister [zâhlt]“. Die Verfassung 
sieht somit keinerlei garantierte Vertretung der deutsch­
sprachigen Belgier im Ministerrat vor.14 Gleiches gilt für die 
Staatssekretâre, die Teil der Fôderalregierung, aber nicht 
des Ministerrats sind.15 Die Vertretung der Deutschspra­
chigen in der Regierung stellt allerdings auch keine Forde- 
rung der Deutschsprachigen Gemeinschaft bzw. der 
deutschsprachigen Politiker dar.16



Deutschsprachige Belgier in Kammer und Sénat (1973-2023)
Name Partei Sitzungsdauer
Willy Schyns CSP Kammer (1961-1981)
Albert Gehlen CSP Kammer (1981-1999)
Alfred Evers PFF Kammer (1974-1977, 1978-1985)
Katrin Jadin PFF Kammer (2007-2022)
Ferdi Dupont SP Kammer (1977-1978)
Hubert Chantraine CSP Sénat(1995-1999)
Berni Collas PFF Sénat(2004-2010)
Alexander Miesen PFF Sénat(2014-2016, 2019-2021)
Gregor Prêches PFF Sénat (2021-)
Albert Daulne SP Sénat(1973-1981)
Bernard Eicher SP Sénat(1981-1991)
Louis Siquet SP Sénat (1999-2004, 2010-2014)
Karl-Heinz Lambertz SP Sénat(2016-2019)
Joseph Benker Ecolo Sénat(1991-1995)
Claudia Niessen Ecolo Sénat(2010-2012)

Kammer und Sénat setzen sich hauptsâchlich aus nieder- 
lândisch- und franzôsischsprachigen Parlamentariern zu- 
sammen. Den deutschsprachigen Bürgern (wie bereits 
erwâhnt ungefâhr 0,7 Prozent der gesamten Bevôlkerung 
Belgiens) wird mit Ausnahme eines Senators (siehe hier- 
nach) keine Vertretung im fôderalen Parlament garantiert.

Die einzig rechtlich garantierte Vertretung der deutsch­
sprachigen Bevôlkerung gibt es im Sénat. So sieht Artikel 67 
§ 1 Nr. 5 seit der sechsten Staatsreform vor, dass einer der 
sechzig Senatoren vom Parlament der Deutschsprachigen

Seit 1984 befindet sich der Sitz der Regiermg im Haus Grand 
Ry in der Gospertstrafie in Eupen.

Gemeinschaftbenanntwird. Schon vor der sechsten Staats­
reform bestand eine garantierte Vertretung der deutsch­
sprachigen Belgier. Seit der Reform des Sénats von 199317 
wurde einer der sogenannten Gemeinschaftssenatoren 
durch das Parlament der DG benannt.18

Allerdings hat die Rolle des Sénats anlâsslich der sechsten 
Reform (noch einmal) stark abgenommen, da er in der all- 
tâglichen Gesetzgebungsarbeit kaum noch eine Rolle 
spielt.19

Die verschiedenen deutschsprachigen Parteien waren 
sich nicht zwingend einig bzgl. der Schaffung eines eigenen 
Wahlbezirks für die Deutschsprachige Gemeinschaft. Bei- 
spielsweise war Ecolo Anfang der 1990er Jahre zwar grund- 
sâtzlich für eine garantierte Vertretung der 
Deutschsprachigen, aber gegen die Schaffung eines eigenen 
Wahlbezirks. Aufgrund der geringen Anzahl von Manda- 
ten, die in diesem Bezirk zu vergeben gewesen waren, waren 
die Grünen nâmlich der Auffassung, dass dieser Wahlbe- 
zirk keine angemessene Reprâsentation der in der DG ver- 
tretenen ideologischen, philosophischen, kulturellen und 
sozialen Tendenzen garantieren würde.20 In diesem Zusam- 
menhang sei darauf verwiesen, dass ein eigener Wahlbezirk 
für die deutschsprachigen Belgier für die Wahlen zum Par­
lament der Europâischen Union existiert und dort âhnliche 
Vorbehalte geltend gemacht wurden bzw. werden.21
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Restaurierung mit der Unterstützung der...

Exekutive der
Deutschsprachigen Gemeinschaft
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Immer wieder existierten Bemühmgen, den Bürgern den Mehrwert der Autonomie nàherzubringen, wie ein Schild an einem 
denkmalgeschützten Haus verdeutlicht, das mit Subventionen der Deutschsprachigen Gemeinschaft restauriert wurde.

I

In Anwendung von Artikel 78 des Gesetzes über institu- 
tionelle Reformen für die Deutschsprachige Gemeinschaft 
hat das Parlament der DG in zwei Fâllen das Recht, gehôrt 
zu werden und eine Stellungnahme an die Bundesebene 
richten. Bei dem ersten Fall handelt es sich um

Jegliche Abanderung der auf das deutsche Sprachgebiet 
anwendbaren Gesetze und Erlasse mit Verordnungscha- 
rakter, die den Sprachengebrauch für Verwaltungsangele- 
genheiten, [...] für die sozialen Beziehungen zwischen 
den Arbeitgebern und ihrem Personal sowie für die durch 
das Gesetz oder durch Verordnungen vorgeschriebenen 
Aide und Unterlagen der Unternehmen betreffen".

Wie wir im weiteren Verlauf des Kapitels feststellen wer­
den, handelt es sich dabei um die Aspekte des Sprachenge- 
brauchs, in denen die DG im Gegensatz zu den beiden 
„grofien" Gemeinschaften über keine Zustândigkeit ver- 
fügt.

Der zweite Fall betrifft die Abânderungen des Gesetzes 
vom 31. Dezember 1983 und die sich darauf beziehenden 
Erlasse mit Verordnungscharakter.22 Diese Bestimmung ist 
ein Uberbleibsel aus der Ursprungszeit des Rates der deut-

schen Kulturgemeinschaft. Sie erklârt sich dadurch, dass 
der Rat sich - im Gegensatz zu den Râten der zwei „grofien“ 
Gemeinschaften - nicht aus Mitgliedern des fôderalen Par- 
laments zusammensetzte, weshalb seine Mitglieder kein 
Mitspracherecht bzgl. der Abânderungen ihres Statuts besa- 
fien.23 Die betroffenen Texte müssen durch die fôderalen 
Institutionen für eine Stellungnahme dem Parlament der 
DG verpflichtend unterbreitet werden. Geschieht das 
nicht, kann dies einen Einfluss auf die Legalitât der Texte 
haben.24 Allerdings handelt es sich bei der Stellungnahme 
um eine sogenannte einfache Stellungnahme, die die fôde­
ralen Institutionen inhaltlich nicht bindet.

Autëerhalb dieser gesetzlich vorgesehenen Stellungnah- 
men ist es ebenfalls vorgekommen, dass fôderale Instituti­
onen, und insbesondere der fôderale Gesetzgeber, dem 
Parlament der DG verschiedene Gesetzesinitiativen freiwil- 
lig zur Stellungnahme vorgelegt hat.25 Natürlich kann das 
Parlament auch unabhângig von konkreten Reformvorha- 
ben zum Fôderalisierungsprozess Stellung beziehen und hat 
dies auch getan, u. a. anlâsslich der Grundsatzerklârung 
zur Positionierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft 
im Prozess der Staatsreform von 2011.26
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Die Stellung der Deutschsprachigen Gemeinschaft im 
belgischen Fôderalsystem
Die DG im Vergleich zu den „gro6en"
Gemeinschaften

Verfügte das deutsche Sprachgebiet nach der ersten 
Staatsreform 1970-1973 cher über eine symbolische Auto­
nomie, die nicht gleichwertig mit der Autonomie des Rates 
der franzôsischen Kulturgemeinschaft und der flâmischen 
Kulturgemeinschaft war, besitzt das Parlament der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft seit 2014 grôfitenteils 
gleichwertige Zustândigkeiten wie die beiden anderen Ge­
meinschaften des Landes.

Im Gegensatz zu den beiden „groEen“ Gemeinschaften 
erhielt die Deutschsprachige Gemeinschaft erst im Jahr 
2014 die sogenannte konstitutive Autonomie, die es den 
Gliedstaaten erlaubt, verschiedene Aspekte ihrer eigenen 
Organisationen selbst zu regeln.27 Die Flàmische Gemein­
schaft, die Franzôsische Gemeinschaft und die Walloni- 
sche Région besaRen diese Autonomie bereits seit der 
vierten Staatsreform (1993).

Der belgische Staat wurde seit den 1970er Jahren grundlegend umgebaut Die wichtigsten Verandermgen waren die Schaffmg 
der Gemeinschaften und Regionen, aber auch die Gemeinden blieben von den Reformen nicht verschont. Gab es bis 1977 noch 
25 Gemeinden im deutschen Sprachgebiet, waren es nach 1977 nur noch nem Gemeinden, wie die Bürgermeister am Anfang der 
ZOOOer Jahre aufdem Bild verdeutlichen.

Thomas analysiert, dass vor allem in der Anfangsphase 
der Autonomiebestrebungen der deutschsprachigen Belgier 
in den 1960er und 1970er Jahren der Schutz der kulturellen 
und sprachlichen Interessen der Minderheit als argumenta­
tives Grundgerüst für die Forderungen im Fokus stand. 
Seitdem bildeten diese Themen zwar noch immer eine 
wichtige Basis für die Forderungen, es kônne aber nur noch 
in sehr begrenztem MaRe aus diesen neuen Ansprüchen ein 
Mehrwert in sprachlich-kultureller Hinsicht abgeleitet wer- 
den. Zu diesen Argumenten gesellten sich seitdem immer 
wieder Verweise auf die geografische und sozioôkonomi- 
sche Sondersituation des deutschen Sprachgebiets, das als 
Grenzregion „angepasste Losungen" für seine Bevôlkerung 
brauche.28

Die Interdiction mit der Wallonischen Région

In diesem Zusammenhang erklârt sich das Interesse der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft an den Zustândigkeiten 
der Wallonischen Région, die ebendiese sozioôkonomi-
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schen und territorialpolitischen Bereiche betreffen. 
Grundsâtzlich übt die Wallonische Région ihre Zustândig- 
keiten auch im deutschen Sprachgebiet ans. Wie in der Ab- 
geordnetenkammer hàngt auch im Wallonischen Parlament 
die Anwesenheit von deutschsprachigen Parlamentariern 
von ihren Wahlresultaten und ihrem Listenplatz ab.

Gleichzeitig besteht aber ein Verfassungsmechanismus, 
der es der Deutschsprachigen Gemeinschaft ermôglicht, im 
deutschen Sprachgebiet Zustândigkeiten der Wallonischen 
Région auszuüben.29 Besagter Verfassungsmechanismus re- 
sultiert aus Artikel 139 der Verfassung (ursprünglich Arti- 
kel 59ter § 3):

„Auf Vorschlag ihrer jeweiligen Regierung kônnen das 
Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft und das 
Parlament der Wallonischen Région in gegenseitigem 
Einvernehmen und jedes durch Dekret beschliefien, dass 
das Parlament und die Regierung der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft im deutschen Sprachgebiet Befugnisse der 
Wallonischen Région ganz oder teilweise ausiiben "30

Der 139. Verfassungsartikel existiert in seiner heutigen 
Version seit 1983. Diese Verfassungsbestimmung war somit 
Teil der zweiten Staatsreform, bei der die Wallonische Ré­
gion und die Flàmische Région mehr Zustândigkeiten er- 
hielten. Die Wallonische Région sollte fortan régionale 
Zustândigkeiten auf dem deutschen Sprachgebiet ausüben. 
Die womôglich lebhaftesten politischen Debatten bestan- 
den im Beobachtungszeitraum um genau diesen Verfas­
sungsartikel und kônnen bis in das Jahr 1977 und den 
sogenannten Egmont-Pakt nachgezeichnet werden, durch

den insbesondere über die Stârkung und Ausformung der 
Regionen und die Schaffung von neuen Subgebietseinhei- 
ten zahlreiche gemeinschaftspolitische Problème gelôst 
werden sollten. Die nationale Regierung fiel über den Eg­
mont-Pakt, sodass dieser letztlich (noch) nicht umgesetzt 
werden konnte. In Ostbelgien verband insbesondere die

Mit der Autonomie war auch stàrkere Verantwortung vor Ort 
verbunden, wie dieses Bild von streikenden Lehrern vor dem 
Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft am 4. Mârz 
1996 gegen Einsparungen im Bildungswesen verdeutlicht.



mM

Audi die Rolle des Senates, der zweiten belgischen Kammer, 
wandelte sich im Beobachtungszeitraum gmndlegend. Diesem 
wurde allmâhlich seine legislative Macht entzogen und er 
wurde zu einerArt „Think Tank" der Teilstaaten, in die auch 
die Deutschsprachige Gemeinschaft einen Gemeinschaftssena- 
tor entsenden durfte. Das Bild zeigt Berni Collas (PFF) nach 
seiner Wahl zum Gemeinschaftssenator durch den RDG am 
10. Juni 2003.

PDB die Debatten um den Egmont-Pakt mit Maximalforde- 
rungen um die Autonomie, wâhrend CSP, PFF und SP zu~ 
rückhaltender argumentierten. Symbol dieser Débatte ist 
auch die „Kompromiss-Resolution“ vom 21. November 
1977 des Rates der deutschen Kulturgemeinschaft, in der 
von allen Parteien zwar ein vollwertiger Gemeinschaftsrat 
für die Deutschsprachigen gefordert, aber auf die Regiona- 
lisierung Belgiens nicht eingegangen wurde. Erst als im 
Rahmen der zweiten Verfassungsreform (1980) die Ent- 
scheidung fiel, dass das deutsche Sprachgebiet Teil der Wal- 
lonischen Région werden sollte, wurde in Ostbelgien nach 
Lôsungen gesucht, um über Artikel 59ter bzw. heute 139 der 
Verfassung eine gleichwertige Autonomie für den Rat der 
deutschen Kulturgemeinschaft zu erlangen bzw. eine Er- 
weiterung der Autonomie zu ermôglichen.31

Die Entscheidung, Artikel 139 der Verfassung anzuwen- 
den, ist politischer Natur und beruht auf einer gemeinsa- 
men Beschlussfassung.32 Keine derbeiden Gebietseinheiter 
kann also einseitig beschliefien, die Zustàndigkeiten dei 
Région zu übertragen.

Obwohl Artikel 139 der Verfassung dies nicht explizii 
vorsieht, wird in diesem Rahmen auch eine finanzielle Do 
tation verhandelt, die die Wallonische Région an di< 
Deutschsprachige Gemeinschaft im Gegenzug für dit 
Übernahme der Ausübung der Zustàndigkeiten überweist 
Im Anschluss hinterlegen die Regierungen in ihrem jeweili 
gen Parlament einen Dekretentwurf, der der getroffener 
Vereinbarung entspricht. Die beiden Parlamente müsser 
dann (mit einfacher Mehrheit) ein (identisches) Dekre 
verabschieden, welches im Anschluss im Belgischen Staats 
blatt verôffentlicht wird.33

Am 1. Januar 1994 fand die erste Übertragung régionale 
Zustàndigkeiten an die Deutschsprachige Gemeinschaf 
statt.34 Betroffen war die Zustândigkeit im Bereich „Denk 
màler und Landschaften"35 (mit Ausnahme der Ausgrabun 
gen), die die Deutschsprachige Gemeinschaft zwar schoi 
vorher ausübte,36 die jedoch zu diesem Zeitpunkt regionali 
siert wurde und ihr also gewissermaiten zurückgegebei 
wurde. Sechs Jahre spâter, am 1. Januar 2000, wurde di 
Ausübung der Zustândigkeit der Wallonischen Région in 
Beschâftigungsbereich37 und im Bereich der Ausgrabun 
gen38 an die Deutschsprachige Gemeinschaft übertragen.3 
Am 1. Januar 2005 wurde der Deutschsprachigen Gemein 
schaft die Ausübung von bestimmten regionalen Zustân 
digkeiten im Bereich der nachgeordneten Behôrdej 
übertragen.40 Der Umfang dieser Übertragung ist am 1. Ja 
nuar 2015 bedeutend erweitert worden.41 Auch als Reaktioi 
auf die sechste Staatsreform ist Artikel 139 der Verfassun 
angewendet worden. So ist die Ausübung der zu dieser Ge 
legenheit regionalisierten Zustândigkeit für Tourismus42 a 
die Deutschsprachige Gemeinschaft zurückgegeben woi 
den.43 Sie übte die Zustândigkeit nâmlich seit 1973 aus.‘ 
Auch die Ausübung der Zustàndigkeiten im Beschâfti 
gungsbereich, die die Wallonische Région im Rahmen die 
ser Staatsreform erhalten hat, ist für das deutscb 
Sprachgebiet grôËtenteils an die Deutschsprachige Ge 
meinschaft weitergegeben worden.45 Seit dem 1. Janus 
2020 übt die Deutschsprachige Gemeinschaft ebenfalls Zi 
stândigkeiten im Bereich der Raumordnung,46 des Wof 
nungsbaus47 und in Teilen der Energiepolitik48 aus.
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Die Übertragung der Ausübung der Zustândigkeiten im 
Bereich der Denkmâler und Landschaften sowie im Bereich 
des Tourismus illustrieren, wie die duale Dynamik des bel- 
gischen Fôderalismus und die Doppelstruktur des fôdera- 
len Staatsaufbaus der Deutschsprachigen Gemeinschaft 
Schwierigkeiten bereiten kônnen.49

Durch die Regionalisierung der Zustândigkeiten, die vor- 
her den Gemeinschaften zukamen, sollte es der Région 
Brüssel-Hauptstadt ermôglicht werden, diese Zustândigkei­
ten auf ihrem Gebiet auszuüben. Die Regionalisierung 
sollte Schwierigkeiten der Franzôsischen und der Flâmi- 
schen Gemeinschaft in Brüssel lôsen, denen es schwerfiel, 
ihren Zustândigkeitsbereich in Brüssel abzugrenzen.50 Für 
das deutsche Sprachgebiet bedeutete dies, dass die Walloni- 
sche Région fortan zustândig gewesen wâre, obwohl auf 
dem Territorium der Deutschsprachigen Gemeinschaft 
keine vergleichbare Problème bzgl. der Ausübung ihrer Zu­
stândigkeiten bestanden. Im Gegenteil: Hinsichtlich der 
Denkmâler und Landschaften wurde beispielsweise ange- 
führt, dass diese Zustândigkeit stark mit dem Territorium 
der Deutschsprachigen Gemeinschaft verbunden sei und es 
deshalb kohârenter sei, wenn sie weiterhin durch die 
Deutschsprachige Gemeinschaft ausgeübt werde.51

In diesen Fâllen fungierte die Anwendung von Artikel 
139 der Verfassung also als Korrekturmechanismus der auf 
der fôderalen Ebene beschlossenen Zustândigkeitsvertei- 
lung, damit die Deutschsprachige Gemeinschaft ihre Zu­
stândigkeiten weiter ausüben kann.

Bestâtigt wurde die Deutschsprachige Gemeinschaft in 
diesem Weg besonders dadurch, dass sie nicht mehr „nur‘' 
eine Sprachgemeinschaft ist, sondern seit den 1990er Jah- 
ren zu einer Gemeinschaft mit zahlreichen regionalen Be- 
fugnissen herangewachsen ist. Untermauert wurde dieser 
Weg durch klar artikulierte Autonomiewünsche gegenüber 
der Wallonischen Région, die lange grôBtenteils durch aile 
Parteien vertreten wurden: Vor diesem Hintergrund analy- 
siert Thomas, dass es der Deutschsprachigen Gemeinschaft 
bis dato gelungen sei, die ihr übertragenen Zustândigkeiten 
so anzupassen, dass die Zustândigkeitsverlagerung von der 
Wallonischen Région nach Ostbelgien erfolgsgeschichtli- 
che Züge trage. So erklârt sich, dass im Laufe der Zeitzu den 
oben angeführten Argumentationslinien, über die weitere 
Zustândigkeitsübertragungen gefordert wurden, eine neue 
Komponente hinzugekommen sei: Aus politischer Sicht ar-

gumentierte man hâufig, dass Zustândigkeiten, die durch 
die Deutschsprachige Gemeinschaft ausgeführt werden, 
vielfach „besser“ ausgeführt würden.52

In der Gesamtschau lâsst sich also mit Blick auf die Ver- 
gemeinschaftung fôderaler Zustândigkeiten sowie die 
Übertragung von Zustândigkeiten über Artikel 139 von der 
Wallonischen Région an die Deutschsprachige Gemein­
schaft feststellen, dass es zu einer kontinuierlichen Verbes- 
serung der Stellung der deutschsprachigen Belgier im 
Staatsgefüge gekommen ist.

Obwohl die deutschsprachigen Belgier nach md nach mehr 
Autonomie erhielten und ihre Sprache anerkannt wurde, 
blieben Sprachenfragen in der Région noch lange Jahrzehnte 
aktuell. Weit über die Grenzen bekannt wurden die Überma- 
lungen von Verkehrs- oder Hinweisschildern in franzôsischer 
Sprache wie hier beim Einweihungsschild des Freizeitzentrums 
Worriken.
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rung des Dekrets vom 27. Mai 2004 über die Ausübung gewisser 
Zustândigkeiten der Wallonischen Région im Bereich der 
untergeordneten Behôrden durch die Deutschsprachige Gemein- 48 
schaft (B. S., 4.6.2014) und Dekret der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft vom 5. Mai 2014 zur Abànderung des Dekrets
vom 1. Juni 2004 über die Ausübung gewisser Zustândigkeiten 
der Wallonischen Région im Bereich der untergeordneten 
Behôrden durch die Deutschsprachige Gemeinschaft (B. S.,
18.7.2014). Auch hier verweisen wir bzgl. des genauen Umfangs 
dieser Erweiterung auf Artikel 1 dieser Dekrete. Siehe auch 
Bouhon/Niessen/Reuchamps, Deutschsprachige Gemeinschaft,
S. 41 f. 49

42 Sondergesetz zur Reform der Institutionen, Art. 6 § 1VI Absatz 1 
Nr. 6 und 9.

43 Dekret der Wallonischen Région vom 27. Mârz 2014 zwecks
Ausübung der Befugnisse der Wallonischen Région in der 
Angelegenheit Tourismus durch die Deutschsprachige Gemein- 50
schaft (B. S., 10.4.2014) und Dekret der Deutschsprachigen 51
Gemeinschaft vom 31. Mârz 2014 über die Ausübung der 52
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